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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, IE Kar Tom, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 1. Dezember 2020 an Herrn Bun- 
desminister Andreas Scheuer MdB, in dem Sie Änderungen der 
Rechtslage zur versuchsweisen Anordnung flächendeckender Tempo 
30-Regelungen anregen. Er hat mich gebeten, Ihnen zu antworten. 

Sie begründen Ihr Anliegen unter anderem damit, dass in den Kom- 
munen derzeit unübersichtliche Regelungen zu Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen bestünden. Diese Bedenken kann ich nicht teilen, da 
insbesondere die Fallgruppen der von Ihnen thematisierten zeitlich 
beschränkten Tempo 30-Abschnitte im Einklang mit dem Schutz- 
zweck der jeweils zugrunde liegenden Anordnungsgrundlage stehen 
dürften. 

Beschränkungen der Geschwindigkeit auf 30 km/h können aus Grün- 
den der Belastung durch Lärm, einerseits im Speziellen zum Schutz 
der Wohnbevölkerung (vgl. $ 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 der Stra- 
Benverkehrs-Ordnung (StVO)), andererseits zum Schutz der Bevölke- 
rung allgemein (vgl. $ 45 Absatz 1b Satz 1 Nummer 5 StVO), im  Ein 
zelfall aus guten Gründen nur für die Nachtzeit gelten. Dies folgt aus 
den für Tages- bzw. Nachtzeiten unterschiedlichen Richtwerten in de 
Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz de 
Bevölkerung vor Lärm. Diese Unterscheidungen sind wiederum Aus- 
fluss des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. 
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Entsprechend verhält es sich mit dem im Jahr 2016 eingeführten 

$ 45 Absatz 9 Satz 4 Nummer 6 StVO, der eine erleichterte Anord- 

nungsmöglichkeit von Tempo 30 streckenbezogen im unmittelbaren 

Bereich vor bestimmten sozialen Einrichtungen (z. B. Schulen, Kin- 
dergärten und Krankenhäusern) vorsieht. Hierbei ist zu beachten, dass 

diese Rechtsänderung besonders schützenswerten Personenkreisen, 
wie beispielsweise Kindern, zu Gute kommt. Daraus folgt, dass es im 

Einzelfall sachgerecht und verhältnismäßig sein kann, Geschwindig- 
keitsbeschränkungen zeitlich mit dem tatsächlichen Betrieb einer in 
der Vorschrift genannten Einrichtung zu harmonisieren. 

Im Rahmen der 54. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtli- 
cher Vorschriften vom 20. April 2020 (BGBl. IS. 814) haben die 

Länder im Bundesratsverfahren die Einfügung eines neuen 

$ 45 Absatz 9 Satz 4 Nummer 7 StVO beschlossen, der die Erprobung 

geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregelnder Maßnahmen ge- 
mäß $ 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 Halbsatz 2 StVO vom Grundsatz 

des Erfordernisses einer konkreten erheblichen Gefahrenlage aus- 
nimmt. Den Straßenverkehrsbehörden der Länder wurde hierdurch ein 
wichtiges Instrument an die Hand gegeben, das die unbürokratische 

Erprobung von Geschwindigkeitsbeschränkungen für einzelne Stre- 

ckenabschnitte ermöglicht. 

Mit dieser neuen Vorschrift können die von Ihnen gewünschten flä- 

chendeckenden Tempo 30-Modellversuche indes nicht angeordnet 
werden. Erprobungsmaßnahmen können nicht unter Abweichung von 

Regelungen der StVO angeordnet werden. Es handelt sich vielmehr 
bei der genannten Vorschrift um eine Ermächtigungsgrundlage für die 
versuchsweise Anordnung von Maßnahmen, die ohnehin bereits nach 
der StVO zulässig sind. Flächendeckendes Tempo 30 stellt jedoch eine 
Abweichung von den Vorschriften der StVO (insb. von der Regelge- 

schwindigkeit von 50 km/h) dar. 

Flächendeckendes Tempo 30 würde sich zudem negativ auf den Ver- 

kehrsfluss auswirken, da der Verlust der Attraktivität des Netzes der 

Hauptverkehrsstraßen die unerwünschte Folge hätte, dass Schleich- 
verkehr durch Wohngebiete stattfindet. Stattdessen sollten die Stra- 
Benverkehrsbehörden der Länder zur Verstetigung des Verkehrsflusses 
vermehrt von der Einrichtung „grüner Wellen“ Gebrauch machen. 

Auch vermag der Aspekt der Verbesserung des Umwelt- und Gesund- 

heitsschutzes eine flächendeckende Geschwindigkeitsbeschränkung 

von 30 km/h nicht zu begründen. Die Höhe der Fahrzeugemissionen 

m 

Zertifikat seit 2009 
audit berufundfamilie 

 



AM 

Bundesministerium 
für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 

Seite 3 von 3 

hängt u. a. stark von der an Tempo 30 angepassten individuellen 
Fahrweise der Verkehrsteilnehmer ab. Ausgeprägtere Beschleuni- 
gungs- und Verzögerungsvorgänge sowie das Nichteinlegen des best- 
möglichen Gangs führen hierbei sogar zu höheren Fahrzeugemissio- 
nen. 

Die Einführung einer sogenannten Innovationsklausel, mit der den 
Straßenverkehrsbehörden Verkehrsversuche auch unter Abweichung 
von Regelungen der StVO ermöglicht würden, wird durch das Bun- 
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur nicht befürwor- 
tet. Ungeachtet der bereits oben geäußerten Bedenken kommt noch 
hinzu, dass hierdurch Einzelregelungsermächtigungen durch die Län- 
der geschaffen werden würden. Dadurch wären das grundsätzliche 
Erfordernis bundeseinheitlicher Regelungen und damit die Zuständig- 
keit des Bundes für das Straßenverkehrsrecht in Frage gestellt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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